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Stellungnahme 

 

Einführung einer verpflichtenden Videoüberwachung in Schlachthöfen 

im Fünften Gesetz zur Änderung des Tierschutzgesetzes 

 
Das Bundesministerium für Landwirtschaft, Ernährung und Heimat (BMLEH) hat am 6. März einen 

Entwurf eines Fünften Gesetzes zur Änderung des Tierschutzgesetzes vorgelegt. Zentrale Neue-

rung ist dabei die verpflichtende Einführung von Videoüberwachung in Schlachteinrichtungen. Der 

Bund Ökologischer Lebensmittelwirtschaft (BÖLW) als Spitzenverband der ökologisch Land- und 

Lebensmittelwirtschaft begrüßt das Ziel der Bundesregierung, den Tierschutz bei der Schlachtung 

zu stärken. Die verpflichtende Videoüberwachung kann die Umsetzung von Vorgaben des Tier-

schutzgesetz verbessern. 

Zur Bewertung des Entwurfs ist ein besonderer Blick auf die aktuellen strukturellen Entwicklungen 

im Bereich der Lebensmittelverarbeitung und speziell im Bereich der handwerklichen Schlachtung 

zu legen. Der anhaltende Konzentrationsprozess führt bereits heute zu einem massiven Rück-

gang kleiner und mittelständischer Schlachtstrukturen. Zusätzliche Anforderungen können diesen 

Trend weiter verstärken. Gerade regional verankerte Schlachteinrichtungen leisten durch kurze 

Transportwege und einer höheren Aufmerksamkeit auf dem einzelnen Tier durch überschauba-

rere Strukturen einen Beitrag zum Tierschutz. Außerdem sind sie eine wichtige Infrastruktur für 

landwirtschaftliche Betriebe in den jeweiligen Regionen und können so die Wertschöpfung vor Ort 

stärken. Beim Wegbrechen dieser Infrastruktur ist die ganze Kette gefährdet. Daher gilt es, die 

Existenz dieser Strukturen zu sichern und zu fördern. Denn weniger wirtschaftlicher Druck und ein 

gutes Arbeitsklima sind die Grundlage für mehr Tierwohl. Die Ausgestaltung der neuen Regelun-

gen muss daher unbedingt so erfolgen, dass diese Strukturen nicht zusätzlich belastet werden. 

 

Im Einzelnen möchten wir im Folgenden Stellung beziehen: 

 

Größe der Schlachtbetriebe 

Vor dem Hintergrund der strukturellen Entwicklungen in der Schlachtbranche hält der BÖLW die 

im Gesetzentwurf vorgesehene Ausnahmeregelungen gemäß § 4d (2) für Schlachteinrichtungen, 

in denen jährlich weniger als 1.000 Großvieheinheiten Säugetiere oder 150.000 Stück Geflügel 

oder Kaninchen geschlachtet werden, für zwingend notwendig. 

Grundlage sollte bei der Bestimmung der Schlachtzahlen die Zahl der tatsächlich geschlachteten 

Großvieheinheiten und nicht die zugelassene Stückzahl Schlachttiere sein. In der Regel sind 

kleine Schlachtbetriebe für eine höhere Stückzahl Schlachttiere pro Jahr zugelassen, als sie tat-

sächlich schlachten. Wenn die tatsächlichen Schlachtzahlen zugrunde gelegt werden, können 

zielgerichtet die Betriebe ausgenommen werden, die ausgenommen werden sollen. Eine entspre-

chende Ermächtigung der Behörde sollte in § 4d (2) aufgenommen werden. 
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Datensicherung, -übermittlung und -sichtung 

Um unverhältnismäßige Bürokratie zu vermeiden, sind digitale und weitgehend automatisierte 

Verfahren zur Dokumentation und Bereitstellung der Aufzeichnungen erforderlich. Zwar sollte die 

Hoheit über das Videomaterial in den Betrieben bleiben, doch die vorgesehene tagesaktuelle 

Übermittlung in § 4d (4) bedarf standardisierte, sichere und zuverlässige Schnittstellen mit den 

zuständigen Behörden. Es bedarf einer bundesweit einheitlichen IT-Lösung. 

Zu Bedenken möchten wir geben, die Art der Sichtung in § 4d (5) zu ergänzen. So bedarf es 

selbstverständlich zur Auswertung und Interpretation des übermittelten Videomaterials eine stan-

dardisierte Bewertungssystematik sowie geschultes Personal. Zur Sicherstellung objektiver Be-

wertung der Videoaufzeichnungen sollte die Einführung des 4-Augen-Prinzips bei der Sichtung 

von Verdachtsmaterial festgelegt werden. 

 

Abschließend möchten wir anmerken, dass es für eine praxistaugliche und flächendeckende Re-

alisierung Übergangszeiträume braucht, damit die Schlachtbetriebe und Behörden die Einführung 

planen und ihre Ausstattung und Prozesse vor dem Hintergrund der neuen Anforderungen anpas-

sen können. Die Entwicklung der IT-Lösung bedarf Zeit, genauso wie der Aufbau der notwendigen 

Kompetenzen in den Behörden und den Betrieben selbst. 

 

Berlin, 02.04.2026 
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